
 

  

S 8 VU 3/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 VU 3/01
Datum 28.07.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 VU 2/04
Datum 01.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
28.07.2004 wird verworfen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)
aufgrund des strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes (StrRehaG) bzw. um die
fristgemÃ¤Ã�e Berufungseinlegung.

Der 1953 geborene KlÃ¤ger beantragte am 25.04.1997 "Epilepsie, hirnorganisches
Psychosyndrom, Zustand nach Hirnoperation und Depressionen" als
SchÃ¤digungsfolgen anzuerkennen und ihm entsprechende Versorgung zu
gewÃ¤hren; in der DDR sei er wegen Republikflucht zu Unrecht verurteilt und vom
13.08. bis 26.11.1969 inhaftiert gewesen.

Im Schwerbehindertenverfahren stellte der Beklagte mit Bescheid vom 10.02.2000
als Behinderungen mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 70 fest: "1.
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hirnorganisches Psychosyndrom mit AnfÃ¤llen nach Hirnoperation, SchÃ¤del-Hirn-
Trauma nach Unfall, depressiv-neurotische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung; 2.
Bluthochdruck mit beginnender HerzmuskelschÃ¤digung; 3. BandinstabilitÃ¤t
rechtes Sprunggelenk nach BÃ¤nderriÃ�".

Mit Bescheid vom 08.11.2000 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
03.09.2001 lehnte der Beklagte den Versorgungsantrag des KlÃ¤gers ab, die
anschlieÃ�ende Klage hiergegen wies das Sozialgericht Augsburg mit Urteil vom
28.07.2004 ab (die frÃ¼here Betreuung des KlÃ¤gers war bereits mit Beschluss
vom 07.01.2004 aufgehoben worden). Dieses Urteil wurde dem KlÃ¤ger von der
Deutschen Post per Einschreiben/RÃ¼ckschein am 13.08.2004 zugestellt.

Am 14.09.2004 ging beim Sozialgericht Augsburg hiergegen die Berufung des
KlÃ¤gers vom 12.09.2004 ein.

Mit Schreiben des Gerichtes vom 24.09.2004 wurde der KlÃ¤ger darauf
hingewiesen, dass die Berufungsfrist nicht gewahrt sei, gleichzeitig wurde er
aufgefordert, sich innerhalb eines Monats zu Ã¤uÃ�ern.

Der Beklagte verwies mit Schriftsatz vom 07.10.2004 auf sein Schreiben vom
09.10.2003 an das Sozialgericht, wonach das beigeladene Land Sachsen-Anhalt der
richtige Beklagte und im Ã�brigen die Berufung nicht fristgemÃ¤Ã� eingelegt sei.
Das beigeladene Land Sachsen-Anhalt schloss sich dem Berufungsbeklagten an,
soweit dieser beantragte, die Berufung wegen FristversÃ¤umnis als unzulÃ¤ssig zu
verwerfen.

Mit Schreiben vom 06.12.2004 wurde der KlÃ¤ger um Mitteilung gebeten, ob die
unzulÃ¤ssige Berufung weiter aufrecht erhalten werde; der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�erte sich
nicht.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung war fÃ¼r den KlÃ¤ger niemand erschienen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 28.07.2004 sowie den Bescheid des
Beklagten vom 08.11.2000 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
03.09.2001 aufzuheben und ihm Versorgung ab Antragstellung zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
28.07.2004 zu verwerfen, hilfsweise, als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beigeladene beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
28.07.2004 zu verwerfen.
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Zum Verfahren wurden beigezogen die Versorgungs- und Schwerbehindertenakten
des KlÃ¤gers beim Beklagten sowie die Akten des Sozialgerichts Augsburg, Az.: S 8
VU 3/01.

BezÃ¼glich des weiteren Sachverhalts in den Verfahren des Beklagten und des
Sozialgerichts wird gem. Â§ 202 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und Â§ 543 der
Zivilprozessordnung (ZPO) auf den Tatbestand des angefochtenen Urteils und die
dort angefÃ¼hrten Beweismittel, hinsichtlich des Sachverhalts im
Berufungsverfahren auf die SchriftsÃ¤tze samt Anlagen der Beteiligten und den
Inhalt der Berufungsakte nach Â§ 136 Abs.2 SGG Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die formgerecht eingelegte Berufung ist wegen VersÃ¤umung der einmonatigen
Berufungsfrist des Â§ 151 Abs.1 SGG unzulÃ¤ssig und deshalb zu verwerfen.

Ausweislich der Zustellungsurkunde der Deutschen Post wurde das angefochtene
Urteil des Sozialgerichts vom 28.07.2004 dem KlÃ¤ger per
Einschreiben/RÃ¼ckschein am 13.08.2004 persÃ¶nlich zugestellt. Die einmonatige
Berufungsfrist begann daher am 14.08.2004 und endete mit Ablauf des 13.09.2004.
Nachdem die Berufungsschrift des KlÃ¤gers vom 12.09.2004 jedoch erst am
14.09.2004 beim Sozialgericht Augsburg einging, liegt keine fristgerechte Berufung
vor.

Diese VersÃ¤umung der Rechtsmittelfrist kann auch nicht durch das Institut der
"Wiedereinsetzung in den vorigen Stand" geheilt werden (Â§Â§ 67, 153 SGG).
Obwohl der KlÃ¤ger mit Schreiben des Gerichtes vom 24.09.2004 auf die
FristversÃ¤umnis hingewiesen und mit Schreiben vom 06.12.2004 gefragt wurde,
ob die unzulÃ¤ssige Berufung aufrechterhalten werde â�� ggf. mit welcher
BegrÃ¼ndung â�� hat er sich nicht mehr geÃ¤uÃ�ert; damit konnte er glaubhaft
keine UmstÃ¤nde darlegen, wonach er ohne Verschulden verhindert war, die
gesetzliche Verfahrensfrist einzuhalten. Von Amts wegen zu beachtende GrÃ¼nde,
die eine Wiedereinsetzung rechtfertigen kÃ¶nnten, sind nicht zu erkennen.

Nachdem eine fristgemÃ¤Ã�e Einlegung des Rechtsmittels damit nicht erfolgte, ist
dem Senat die materiell-rechtliche PrÃ¼fung des Rechtsstreites verwehrt, so dass
sich auch eine ErÃ¶rterung der Frage der Passivlegitimation des beigeladenen
Landes Sachsen-Anhalt verbietet.

Der Senat konnte entscheiden, obwohl der KlÃ¤ger an der mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht teilgenommen hat. Denn ausweislich der Zustellungsurkunde ist
ihm die diesbezÃ¼gliche Terminsmitteilung vom 28.01.2005 am 02.02.2005
persÃ¶nlich ausgehÃ¤ndigt worden; die Terminsmitteilung enthielt darÃ¼berhinaus
den Hinweis, dass auch im Falle des Ausbleibens des KlÃ¤gers verhandelt und
entschieden werden kÃ¶nne.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%208%20VU%203/01
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%208%20VU%203/01
https://dejure.org/gesetze/SGG/202.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/543.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/136.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/67.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html


 

Ein Grund fÃ¼r die Zulassung der Revision liegt nicht vor (Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG).

Erstellt am: 01.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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